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Ständiger Aussdiuß 
gemäß Artikel 45 des Grundgesetzes 
nadi der 6. Wahlperiode 


Der Bundesminister des Innern 

ÖS 6-625 362/1 


Bonn, den 6. November 1972 


An den 
Vorsitzenden 

des Ausschusses zur Wahrung 
der Rechte der Volksvertretung 
gemäß Artikel 45 GG 
Herrn Kai-Uwe von Hassel 


Betr.: Bericht des Bundesministers des Innern über Rausch- 
mittelmißbrauch 


Uber die gegenwärtige Situation beim Betäubungs- 
mittelmißbrauch und in der Rauschgiftkriminalität 
liegen Erkenntnisse der Gesundheitsverwaltungen 
einerseits sowie der Polizei und des Zolls anderer- 
seits vor, die sich auf den ersten Blick zu widerspre- 
chen scheinen. 

Die Gesundheitsverwaltungen haben deutliche Ver- 
änderungen in der „Drogenszene'' festgestellt, die 
darauf schließen lassen, daß die Entwicklung des 
Drogenmißbrauchs stagniert, bei einzelnen Alters- 
gruppen sogar zurückgeht. Andererseits deuten die 
Anzeichen darauf hin, daß sich bei den sog. Dauer- 
konsumenten der Trend zu „harten Drogen" fort- 
setzt. 

Die Polizeiliche Kriminalstatistik weist demgegen- 
über im Bereich der Rauschgiftkriminalität wie in 
den Vorjahren auch für 1971 einen deutlichen An- 
stieg auf. Die absolute Zahl der bekanntgewor- 
denen, von der Polizei registrierten Verstöße gegen 
das Betäubungsmittelgesetz beläuft sich immerhin 
auf 25 287 im Jahre 1971, während 1970 16 104 Fälle 
registriert wurden. Das kommt einem Anstieg von 
57 Vo gleich. 

Die Veränderung der Häufigkeitsziffer, die aus der 
Anzahl der festgestellten Rauschgiftdelikte im Ver- 
gleich zu je 100 000 Einwohnern errechnet wird, ist 
im Jahre 1971 auf 41,3 gestiegen. 1970 lag sie bei 
26. Hinsichtlich der an der Rauschgiftkriminalität 
beteiligten Altersgruppen hat sich der Trend zu 
jüngeren Rauschgiftdeliquenten fortgesetzt. 


Die sichergestellten Suchtstoffmengen sind ebenfalls 
erheblich angestiegen. 

Die Diskrepanz zwischen den Feststellungen der 
: Gesundheitsverwaltungen und dem Ergebnis der 
Kriminalstatistik läßt sich zum Teil dadurch erklären, 
daß sich in der Statistik die Erfolge der erheblich 
verschärften Maßnahmen der Polizei und des Zolls 
widerspiegeln. Die Kriminalstatistik bietet insoweit 
keine Grundlage für exakte Rückschlüsse auf den 
Umfang des Betäubungsmittelmißbrauchs. 

Die kriminalpolizeilichen Erkenntnisse über den 
I illegalen Betäubungsmittelmarkt in der Bundesrepu- 
I blik haben ergeben, daß der Markt nach wie vor 
j von Haschisch beherrscht wird. Einfuhr, Handel und 
! Erwerb von Haschisch stehen deshalb bei den Ver- 
I Stößen gegen das Betäubungsmittelgesetz weit an 
der Spitze. 

Nach vorliegenden Anhaltspunkten, insbesondere 
aufgrund sichergestellter Betäubungsmittel, muß da- 
von ausgegangen werden, daß der süddeutsche Raum 
i Durchfuhrgebiet für Morphinbase ist, die von den 
I Erzeugerländern über verschiedene europäische 
i Länder nach Umwandlung in Heroin in die USA 
I geschmuggelt wird. 

: Gelegentlich in der Presse geäußerte Vermutungen, 
i daß auch in der Bundesrepublik geheime Labors zur 
I Heroinherstellung betrieben werden, haben sich bis- 
i her nicht bestätigt. Nach den kriminalpolizeilichen 
I Erkenntnissen besteht ein Heroinmarkt in Form 
eines organisierten illegalen Absatzes in der Bundes- 
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republik mangels eines entsprechenden Bedarfs der- 
zeit nicht. 

Auf Bundes- und Landesebene sind die Maßnahmen 
der Polizei und des Zolls zur Bekämpfung der 
Rauschgiftkriminaliät, insbesondere des illegalen 
Rauschgifthandels nicht zuletzt aufgrund der Vor- 
schläge einer unter der Leitung des BMI tätig gewe- 
senen ad hoc-Arbeitsgruppe, erheblich intensiviert 
worden. 

Die wichtigsten, in diesem Zusammenhang erwäh- 
nenswerten Maßnahmen sind 

— Schaffung von Spezialdienststellen der Kriminal- 
polizei mit zentralen Befugnissen in den Schwer- 
punktgebieten der Rauschgiftkriminalität (Groß- 
städte, Garnisonsstädte, insbesondere Standorte 
der Stationierungsstreitkräfte usw.), 

— verstärkter personeller Einsatz von Polizeikräf- 
ten bei der Bekämpfung der Rauschgiftkriminali- 
tät, 

— Großfahndungen an bestimmten Grenzübergän- 
gen unter Beteiligung von Zoll, Grenzschutzein- 
zeldienst und Polizei, 

— Verbesserung der finanziellen und technischen 
Ausstattung der auf dem Gebiet der Rauschgift- 
kriminalität tätigen Polizeidienststellen, 

— gezielte Ausbildungsmaßnahmen für Beamte der 
Kriminalpolizei, der Schutzpolizei, des Grenz- 
schutzeinzeldienstes und des Zolls, 

— Verbesserung der Ermittlungsmethoden, 

— Verbesserung des Nachrichten- und Meldedien- 
stes in Rauschgiftsachangelegenheiten, 

— intensive Zollfahndung, 

— vermehrter Einsatz von Rauschgiftspürhunden. 

Hinzu kommen die Maßnahmen im internationalen 
Bereich, von denen hier zu nennen sind 

— Mitwirkung bei den Aufgaben und speziellen 
Maßnahmen der IKPO-Interpol. Zur Zeit wirken 
zwei Kriminalbeamte des BKA bei Aufgaben des 
Zentralbüros in Paris mit, 

— Kontakte zu ausländischen Polizeibehörden und 
-dienststellen, 

— Intensivierung der seit langem praktizierten Zu- 
sammenarbeit mit den US-Behörden, 

— verstärkte internationale Zusammenarbeit im er- 
weiterten EWG-Bereich entsprechend der Dekla- 
ration von Rom (4./5. Oktober 1972). Im Rahmen 
dieser Deklaration sind auch die Grundlagen 
für eine verbesserte Zusammenarbeit der Voll- 
zugsbehörden im repressiven Bereich gelegt wor- 
den, 


— weiterer Ausbau der schon bestehenden inter- 
nationalen Kontakte der Zollverwaltung. 

Der Erfolg der genannten Maßnahmen kommt in 
der erhöhten Zahl festgestellter Tatverdächtiger 
und sichergestellter Suchtstoffmengen zum Ausdruck. 
Die Bundesregierung hat gesetzgeberische Maßnah- 
men eingeleitet, um die Möglichkeiten der Vollzugs- 
organe an die Erscheinungsformen der heutigen 
Rauschgiftkriminalität anzupassen. 

Zu nennen sind: 

In den Entwurf der Bundesregierung für ein Erstes 
Gesetz zur Reform des Strafverfahrensrechts (sog. 
Beschleunigungsnovelle), der vom nächsten Bundes- 
tag behandelt werden wird, sind aufgenommen wor- 
den 

— die Erweiterung der Möglichkeit der Telefon- 
überwachung auf schwere Fälle der Rausch- 
giftkriminalität (§ 100 a StPO), 

— die Erleichterung nächtlicher Haussuchungen in 
Schlupfwinkeln des illegalen Betäubungsmittel- 
handels (§ 104 StPO), 

— eine Regelung, wonach bei Tatverdächtigen, die 
durch Kundgabe ihres Wissens zur Aufdeckung 
weiterer Verstöße gegen das Betäubungsmittel- 
gesetz beitragen, von Strafverfolgung abgesehen 
werden kann (§ 153 f des Entwurfs). 

Durch die Haftrechtsnovelle sind schwere Verstöße 
gegen das Betäubungsmittelgesetz in den Katalog 
derjenigen Delikte aufgenommen worden, die bei 
sog. Serientätern den Haftgrund der Wiederholungs- 
gefahr erfüllen (§ 112 a StPO). 

In dem von der Bundesregierung beschlossenen und 
dem Bundesrat zugeleiteten Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das Bun- 
deskriminalamt ist vorgesehen, dem Bundeskrimi- 
nalamt eine originäre Ermittlungszuständigkeit in 
Fällen des internationalen organisierten Rauschgift- 
handels zu übertragen. 

Erwähnen möchte ich zum Abschluß noch die von 
mir mit Zustimmung des Bundesrates am 10. Mai 
1972 veranlaß te Ergänzung der Allgemeinen Ver- 
waltungsvorschrift zur Änderung des Äusländerge- 
setzes vom 7. Juli 1967 durch Einführung einer Num- 
mer 9 a zu § 10, wonach ein Ausländer, der gegen 
eine strafbewehrte Vorschrift des Betäubungsmittel- 
gesetzes verstoßen hat, in der Regel auszuweisen, 
jedoch erst nach Strafverbüßung abzuschieben ist. 
Dementsprechend wird in den Ländern verfahren, 
wie durdi eine Umfrage bei den Ländern bestätigt 
wurde. 

Genscher 
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